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Steuereinnahmen Das Minus im
Bundeshaushalt dürfte im lau-
fenden Jahr geringer ausfallen
als erwartet. Insbesondere we-
gen höherer Steuereinnahmen
geht der Bund von einem Fi-
nanzierungsdefizit von 200 statt
800 Millionen Franken aus. Im
ordentlichenHaushalt dürfte an-
stelle des budgetierten Defizits
von 500 Millionen Franken ein
Finanzierungsüberschuss von
700 Millionen Franken resultie-
ren, wie die Eidgenössische Fi-
nanzverwaltung (EFV) gestern
mitteilte.

Die Hochrechnung stellt laut
der EFV eine Schätzung dar und
ist entsprechend vorsichtig zu
interpretieren. Ende September
folgt eineweitereHochrechnung.
Der Bundesrat schreibt, dass der
positivere kurzfristige Ausblick
nichts an der Tatsache ände-
re, dass ab 2027 mit Milliarden-
defiziten zu rechnen wäre, falls
das Sparpaket des Bundes nicht
umgesetzt würde. (SDA/flu)

Bundesdefizit fällt
wohl geringer aus
als erwartet

Vernehmlassung Der Bundesrat
will den tieferen Mehrwertsteu-
ersatz für Beherbergungsbetrie-
be zwar beibehalten, aber nur bis
2035. Er will damit einen Auf-
trag des Parlaments umsetzen,
das eine Verlängerung ohne Be-
fristung verlangt hat. Die Hotel-
lerie liefert noch bis Ende 2027
3,8 Prozent Mehrwertsteuer ab.
Der Normalsatz liegt zurzeit bei
8,1 Prozent. Der Sondersatz für
Beherbergungsbetriebe wurde
1996 eingeführt und mehrmals
verlängert.

Mit einerMotion von Stände-
rätin Esther Friedli (SVP/SG) ver-
langte das Parlament eineweite-
re Verlängerung über 2027 hin-
aus. Die Mehrheit wollte damit
der Branche Planungssicherheit
geben.Mit der gestern eröffneten
Vernehmlassung könne künftig
im Rahmen der neuen Finanz-
ordnung diskutiert werden, ob
der Sondersatz beibehaltenwer-
den solle, schrieb der Bundesrat
dazu. (SDA/sst)

Befristete tiefere
Mehrwertsteuer
für Hotellerie

Wettbewerb Die Schweizerische
Nationalbank (SNB) kommt mit
der neuen Banknotenserie vo-
ran. Es liegen zwölf Entwürfe
vor, zu denen nun die Meinung
der Bevölkerung eingeholt wird.
EinMeinungsforschungsinstitut
führe bis zum 7. September eine
Umfrage durch, teilte die SNB
gestern mit. Parallel dazu wer-
de ein aus externen Fachperso-
nen zusammengesetzter Beirat
die Vorschläge beurteilen.

Die sechs besten Entwürfe ge-
langen laut der SNB in die zweite
Wettbewerbsstufe. Anfang 2026
soll derGewinner feststehen.Die
neuen Banknoten sollen frühes-
tens Anfang der 2030er-Jahre
in Umlauf kommen. Die Natio-
nalbank hatte den Wettbewerb
im letzten Oktober lanciert. Das
Thema lautet «Die Schweiz und
ihre Höhenlagen». (SDA/sst)

Die Entwürfe finden Sie
auf unserer Website.

SNB präsentiert
Entwürfe für neue
Banknotenserie

Bernhard Kislig

Eine Kündigung ist für jeden
Arbeitnehmer eine einschnei-
dende Erfahrung, aber im fort-
geschrittenenAlterwiegt sie be-
sonders schwer. Kurz vor der
Pensionierung ist es schwie-
rig,wieder eine Stelle zu finden.
Ältere Arbeitnehmer geniessen
einen besonderen Kündigungs-
schutz. Doch abwann gilt dieser
– undwie könnenArbeitnehmer
ihre Rechte durchsetzen?

—Warum erhalten
ältere Angestellte
einen besseren Schutz?
Der besondere Schutz für älte-
re Arbeitnehmende hat sich vor
rund 20 Jahren durch einen Ent-
scheid des Bundesgerichts eta-
bliert. Damals ging es um ei-
nenHeizungsmonteur, der nach
44 klaglosen Dienstjahren nur
14 Monate vor seiner Pensio-
nierung entlassen wurde. Das
Bundesgericht wertete das als
missbräuchliche Kündigung. Es
sprach dem Mann die nach Ge-
setz maximale Entschädigung
von sechs Monatslöhnen zu.

Die Bundesrichter argumen-
tierten, dass die Kündigung ein
«krasses Missverhältnis der auf
dem Spiele stehenden Interes-
sen» darstelle.Auf der einen Seite
stand das «eminente Interesse»
des Arbeitnehmers, die Stelle zu
behalten, da er kaum eine neue
Anstellung findenwürde.Auf der
anderen Seite konnte die Arbeit-
geberin nicht genügend stichhal-
tige Argumente vorbringen, um

den Vorwurf einer missbräuch-
lichen Kündigung zu entkräften.

—Wann ist eine Kündigung
für ältere Angestellte
missbräuchlich?
Eine Kündigung wird dann als
missbräuchlich eingestuft,wenn
sie nichtmit derArbeit in Zusam-
menhang steht, sondern nur die
Person betrifft. Würde also ein
Unternehmen eine Kündigung
nur mit dem Alter begründen,
dann wäre das missbräuchlich.
In der Praxis führenmeist ande-
re Gründe wie Spannungen am
Arbeitsplatz oder Leistungsein-
bussen zur Entlassung. So ent-
steht Interpretationsspielraum:
Im Streitfall muss ein Gericht
beurteilen, ob die vom Unter-
nehmengenanntenKündigungs-
gründe ausreichen.

Viel Rechtsunsicherheit gibt
es aus einem weiteren Grund:
Das Bundesgericht hat bisher
keine Kriterien definiert, die fest-
legen, wann der Schutzschirm
greift. Drei Faktoren können eine
Rolle spielen:
Das Lebensalter: Ab wann gilt
jemand als älter?
Das Dienstalter:Wie lange soll-
ten Betroffenemindestens unter
Vertrag stehen?
Die Restzeit bis zur Pensionie-
rung:Wenige Jahre vor der Ren-
te ist es schwieriger, eine neue
Stelle zu finden.

Das Bundesgericht habe nie
eine klare Formel aufgestellt,
sagt Roger Rudolph, Professor
für Arbeitsrecht an der Univer-
sität Zürich. «Niemand kann sa-

gen, wie das Verhältnis dieser
drei Faktoren zueinander ist. Das
schwankt bei Gerichtsentschei-
den hin und her.» Er will sich
deshalb nicht festlegen. Als un-
gefähre Grösse schätzt er, dass
es bei einem Alter von unter
50 Jahren und mit weniger als
20 Dienstjahren kaum Aussicht
auf besonderen Schutz gibt. Ge-
richte berücksichtigen verschie-
dene fallspezifische Punkte, aber
mit demAlter und denDienstjah-
ren steigt dieWahrscheinlichkeit,
dass ein Gericht eine Kündigung
als missbräuchlich einstuft.

—Wie können sich Betroffene
wehren?
Wer eine Alterskündigung an-
fechten will, muss sich aktiv
zur Wehr setzen. Zwei Fristen
sind entscheidend, die gemäss
Roger Rudolph häufig verpasst
werden:
Schriftliche Einsprache: Inner-
halb der Kündigungsfrist muss
der Arbeitnehmer oder die
Arbeitnehmerin mit einem ein-
geschriebenen Brief Einsprache
beim Arbeitgeber erheben. Da-
bei istwichtig, die Formulierung
«Ich erhebe Einsprache» zu ver-
wenden. Wenn nur die Begrün-
dung bemängeltwird oder recht-
liche Schritte angedrohtwerden,
reicht das nicht für eine Einspra-
che.Auf der sicheren Seite ist,wer
zusätzlich anbietet, das Arbeits-
verhältnis weiterzuführen.
Klagefrist: Innert 180 Tagen
nach Beendigung desArbeitsver-
hältnisses muss eine Klage bei
Gericht eingereicht werden.

—Was können Betroffene
in einemVerfahren maximal
erreichen?
Selbst wenn man vor Gericht
recht bekommt, heisst das nicht,
dass dieArbeitgeberin einenwei-
terbeschäftigen muss. Die Kün-
digung bleibt in jedem Fall be-
stehen, und das Arbeitsverhält-
nis endet regulär nachAblauf der
Kündigungsfrist. Bei der Beur-
teilung einer missbräuchlichen
Kündigung geht es einzig um
eine zusätzliche Entschädigung.
Das Gesetz sieht dafür maximal
die erwähnten sechs Monats-
löhne vor. «Häufig sind es nur
zwei bis drei Monatslöhne», sagt
Roger Rudolph.

Betroffene müssen für sich
selber entscheiden, ob dies aus-
reicht, um das finanzielle Ri-
siko, den emotionalen Stress
und den zeitlichen Aufwand ei-
nes Gerichtsverfahrens in Kauf
zu nehmen. Zumal der Aus-
gang einesVerfahrens aufgrund
der Rechtsunsicherheit unge-
wiss ist.

—Was sollte die Arbeitgeberin
beachten?
Unternehmen müssen bei Kün-
digungen von älteren Mitarbei-
tenden rücksichtsvoller vorge-
hen. Wenn Vorgesetzte auf der
sicheren Seite sein wollen, kön-
nen sie folgende Vorgaben be-
rücksichtigen, die das Bundes-
gericht in einem Urteil aus dem
Jahr 2014 formuliert hat:
Informationspflicht:DenArbeit-
nehmenden früh über die beab-
sichtigteKündigung informieren.

Anhörungsrecht: Betroffenen
rechtliches Gehör gewähren.
Lösungssuche:NachWegen su-
chen, die eine Weiterbeschäfti-
gung ermöglichen, zumBeispiel
eine andere Tätigkeit.
Letzte Chance: Eine Bewäh-
rungsfrist gewähren, in derMän-
gel behoben werden können.

Doch Roger Rudolph betont,
dass es für diese Vorgaben kei-
ne gesetzliche Grundlage gibt.
Eine Alterskündigung kann also
durchaus auch rechtmässig sein,
wenn diese Vorgaben nicht voll-
ständig eingehalten werden.

—Wäre eine bessere
gesetzliche Regelung sinnvoll?
Rudolph kritisiert, dass durch
die beschriebene Gerichtspraxis
nur eine bestimmte Gruppe älte-
rer Angestellter arbeitsrechtlich
privilegiert wird. Denn für an-
dere schützenswerte Personen-
gruppen wie etwa alleinerzie-
hende Elternteile oder für Men-
schenmit einerBeeinträchtigung
gibt es keinen besonderen Kün-
digungsschutz.

Der Arbeitsrechtler würde
es befürworten, wenn die Poli-
tik mit einer Gesetzesgrundlage
den Schutz bei einer Kündigung
für bestimmte Personengruppen
umfassend definieren würde.
Im schlimmsten Fall könn-
te sonst bei Entlassungen aus
wirtschaftlichen Gründen die
alleinerziehende Mutter eine
Kündigung erhalten, während
der Angestellte kurz vor der
Pensionierung seinen Job be-
halten kann.

Kurz vor der Pensionierung entlassen?
Wann eineKündigungmissbräuchlich ist
Arbeitsrecht Arbeitnehmende, die bald in Rente gehen, geniessen in der Schweiz einen besonderen
Kündigungsschutz. Welche drei Faktoren eine Rolle spielen und wie sich Betroffene wehren können.

Droht eine Entlassung, haben ältere Angestellte Anspruch auf einen besonderen Schutz. Foto: Unai Huizi (Imago)


